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Rechtssatz 

Wenn selbst die Europäische Kommission - als die gemäß dem AEUV zur Wahrung der unionsrechtlichen 
Wettbewerbsbestimmungen berufene Institution - keine Bedenken gegen den österreichischen Allokationsplan 
geäußert hat, so sieht auch der VwGH keine Veranlassung, an der Konformität der 2. ZuteilungsV 2007 mit den 
europäischen Wettbewerbsbestimmungen zu zweifeln, weil die Ermittlungsergebnisse, welche im Verfahren zur 
Erstellung des nationalen Allokationsplans gewonnen wurden, bei der Erstellung der 2. ZuteilungsV 2007 zu 
berücksichtigen waren und auch berücksichtigt wurden. 


